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und Genossen, betreffend Ausgleichszula­
gen zu Zuschußrenten bzw .. Bauernpensionen 

(No& 120/J) 

In der vorliegenden Anfrage \"Jird ausgef-i5.hrt, daß 
bei der Bemessung der Ausgleichszulage zu den Zuschuß­
renten bzw. Bauernpensionen ;r,ymngsläufig ein gewisser 
Prozentsatz des Einheitswertes der Vbergabsliegenschaft 
als Einkommen angerechnet ;,verde, ohne Rücksicht dara'J.f? 
ob der P~nsionist tatsächlich ein Aus~edinge habe oder 
nicht. Für die Zuerkennung der Ausgleichszulage sei 
jene Pensionsversicherungsanstalt zuständig, von welcher 
der Pensionist die grBßere Pension beziehe. In allen 
Fällen, bei denen die landwirtschaftliche Zuschußrente 
bzwo die Bauernpension hBher ist als die von der Pen­
sionsversicherungsanstal t der gewerblichen \-Jirtschaft 
bezogene Pension, werde die Ausgleichszulage zur Pension 
aus der Pensionsversicherung der ge\verblichen \.Jirtschaft 
eingestellt und die Zust~~digkeit für die Zahlung der 
Ausgleichszulage gehe auf die Pensionsversicherungsan­
stalt der Bauern über. Das führe in einigen hundert 
Fällen dazu, daß der Ausgleichszulagenanspruch ganz 
oder teilweise verloren gehe und die Betroffenen ent­
weder von AngehBrigen oder von der Fürsorge zumindest 
teilweise oder grBßtenteils erhalten werden mUßten. 
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Der OberBsterreichische Rentner- und Pensionisten-

. bund habe mit diese:r .Ang·elegenheit bereits die Öffent­

lichkei t "befaßt und - wie behauptet "Jerc1(:~ - vom Bundes­

minister für soziale Verwaltung die Zusage entsprechender 

Abhilfe bekommen .. Oh\'IOhl diese Zusage nun f3chon rlonate 

zurückliege, ~3ei von der Einleitung gesetzlicher l'laßnahmen 

bisher nichts bekannt. 

Schließlich werden an mich folgende Fragen gerichtet: 

)11) Hab~D Sie den Vertretern des OberBsterreichischen 
Rentner- und Fensicnistenbundes gesetzliche Abhilfe 
in der erw2..hnten Angelegenheit zugesichert? 

2) Haben Sie eine solche Zusicherung an irgendwelche 
ande~e PprgnnpIl ()C1Q~ ..t~ers'o-neTl~c·rp~Ln~~Lll-)~pn ~pgeben? ~- -- ..... _- J_ ........ ..l. ..... ./ .... I..V....I... _.. -. .'- v ,~ ......... .......... '~b '. ·C)- . D..,I . . .... ~ 

:s) I/ ' _ renD ja: welche Maßnahmen haben Sie bisher ergr1ffen, 
.:J' (7 'I"? u1ese 6usage e1DZU osen. 

1l \ C' d S' . 11 -,;.. I"" 'Z 'J ~ln .1e W1 .ens - egal, OLl vonhnen ellle ~usage er-
teilt 'wurde oder nicht - durch Vorlage eines Ent'wurfes 
zur A bä.ndenmg der ent.sprechenden gesetzlichen Bestim­
mungen dem aufgezeigten Pr'oblem zu ste~ern? 

5) tvenn ja: Bis "mnn ist mit der Vorlage eines entspre­
chenden Gesetzent\vl.lrfes zu rechnen? 

6) Ist Ihnen bekanr.~t, Ivie groß der Personenkreis ist, 
der von der derzeit gültigen gesetzlichen Regelung 
bzw. von einer allf~lligen Abhilfe betroffen sein 
vlürde? 

'1) 'lrlie hoch ist der Aufv.rand, der sich aus der vom Ober­
Bsterreichischen Rentner- und Pensionisten bund bean­
tragten Abänderung ergeben \;'rü.rde?" 

In Beantwortung dieser Anfrage beehre ich mich, fol­

gendes mitzuteilen: 

Im Ausgleicnszulagenrecht nach dem Bauern-Pensions-
, - , +- ,p" ,.,..., , ttl d ("'I t' verslcllerungsgesetz 1S" .Lur d:Le ~rI:ll ung es .:reS3ID el11-,. 

kommens des Pensionsbel~echtigten eine Pauschalanrechnung 

des Ausgedinges (§ 85 1\."os 0 3 B-PVGo) vorgesehen, w~hrend 
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es in den übrigen Pensionsversicherungsgesetzen eine 
solche Einrichtung nicht gibt. Mit dem Inkrafttreten 
derleistungsrechtlichen Bestimmungen des Bauern-·Pen­
sionsversicherungsgesetzes sind die Bestimmungen des Aus­
gleichszulagerlrechtes nach diesem 'Bundesgesetz auch für 
die Bezieher einer Zuschußrente, die bis dahin keinen An­
spruch auf Ausgleichszulage hatten, vJirksam geworden. Bei 

,solchen Beziehern einer Bauernpension oder einer Zuschuß­
rente, die schon vor dem Inkrafttreten des Bauern-Pensions­
versicherungsgesetzes eine Ausgleichszulage zu Pensionen 

nach dem ASVG. oder GSPVG o bezogen hatten, konnte es nun­
mehr zur Einstellung der nach dem ABVG& oder GSPVG. ge­
währten Ausgleichszulage kornmen~ Gemäß §§ 292 Abs .. 5 ASVG., 
89 Abs.5 GSPVG .. und 85 Abs .. 6 B-PVG. gebührt nämlich einer 
Person, die Anspruch auf mehrere Pensionen aus einer Pen­

sionsversicherung hat, die Ausgleichszulage nur,zur höch­
sten Pension. Da im Hinblick auf die Pauschalanrechnung des 
Ausgedinges die nach den Vorschriften des Bauern-Pensions-· 
versicherungsgesetzes berechnete Ausgleichszulage in der 
Regel geringer ist, als die früher zu einer Pension nach 
dem .ASVG. oder GSPVG. ge,>lTährte, kam es in solchen Fällen 
zu einer Minderung oder zum gänzlichen Verlust der Aus­
gleichszuJ.age. 

Zu ä,en einzelnen J:i'ragen, die in diesem <:jusammenhang 
an mich gerichtet 'wurden, nehme ich v.Jie folgt Stellung: 

Zu. 1): 

In einem an den Oberösterreichischen Rentner- und Pen­
sionistenbund gerichteten Schreiben des Bundesministeriums 
für soziale Vervlaltung vom 24.6.1971 wu,rde mitgeteilt, 
daß erwogen wird, im Rahmen der ,nächsten Novellierungen 
der Sozialversicherungsgesetze das Ausgleichszu.lagenrecht 
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der einzelnen Pensions systeme einander anzugleichen und 

eine Bestimmung zu sch8_f'fe::n, ~ die den Anspruch auf de:rl 
bisherigen Auszahlungsbetrag wahrt. 

Am selben Tag, also a111 2l~ ~ 6 .1971 'J vmrde auch der 
Hauptverband der öste:creiclüschen Sozial versicherungs-
träger von diesem Vorhaben unterrichtet. In Beantworblng 
e .: '1 t" A -" :1 A 1.- Cl. , 1"''-'1 mT'T' -~ner par~amen-arlscnen n~rage aer hugeor ,neTen b~~~~, 

I1EISßIj und Genossen erklärte ich am 16.8.1971, daß ich 

dafür e~_ntreten w8r-de, daß im R.ehmen der nächsten Novel-

lierungen der Sozialversicherungsgesetz8 das Ausgleichs-
zulagenrecht der einzelnen Pensions systeme einander ange-

I 

glichen und eine Bestimmung geschaffen wird, die den An­
spTuch E',af den bj_sherigen Ausz,ahlungsbetT2,g vmhrt" Ich 

fügte hinzu, daß eine solche Bestimmang rück'dirkend mit 
1 1 ~ '".Jrll 1 f" " . B . 'I.- •. Z ' ß J' ,-'" 0_ 01.,/ I aue.ll -ur o.l_e e Z1811eT e:.t.ner Juscnu ren ce gescna~-

fen werden könnte~ die bisher eine Ausgleichszulage auf 
Grund anderer Pensionsversieherungsgesetze bezogen haben 

und nunmehr nach dem Ba.uern-Pensionsversicherungsgesetz 
eine geringere oder gar keine Ausgleichszulage erhalten. 

Zu 3): 

Ich habe den Auftrag gegeben, im Rahmen der Vorberei­
tung einer umfassenden Novel1ierung des Ausgleichszulagen­
rechtes in allen Pensionsversicherungsgesetzen die gleiche 
Pauschalanrechnung eines Ausgedinges vorzusehen, damit in 

den Fällen des Bezuges mehrerer Pensionen sowie in Wander­

veTsicherungsfällen gewährleistet ist, daß ohne Rücksicht 
darauf, zu v/eIcher Pension eine- Ausgleichszulage gebührt, 
die Ausgleichszulagen auf Grund derselben Bestimmungen 
bemessen werden. Weiters habe ich die Vorbereitung einer 

übergangsbestimmung veranlaßt, durch die in jenen Fällen, 
in denen es durch die Pauschalanrechnung des Ausgedinges 
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zu einer Hinderung deI 'bezogenen Ausgleichszulagen kommt ~ 

der Anspruch e~uf den lisherigen Au szahlungsbetrag gewah:ct 

"üre 0 

\':ie aus den vorstehenden Ausführun~;en zu ersehen ist, 

'bin ich bereit, durch Vorlage entsprechender Gesetzent­

vvürfe das aufgezeigte Problem einer Lösung zuzufühj:,en~ 

Zu S>: 
--'--'-~'--

Eine gesetzliche Regelung dieser Angelegenheit ist 

nur im Rahmen einer umfassenden Novellierung des Ausgleichs­

zulagenr>echtes aller rensionsversicherungsgesetze :möglich. 

Der Entl'JUrf einer umfangreichen ASVG.-Novelle? der auch 

eine Regelung des aufgezeigten Proolems enthalten soll, 

wird voraussichtlich im Nai dieses Jahres zur· Begutachtung 

versendet und _. vor'oehaltilich des Ergeonisses des Begutach­

tungsverfahrens - im J{llÜ 1972 dem Parlament vorgelegt i'Jerden" 

Zu 6): 

Die Anzahl der Personen, die von dem aufgezeigten 

Problem betroffen sind, ist von den Pensionsversicherungs­

trägern nicht erfaßto Eine Ermittlung würde, wenn überhaupt 

möglich, großen technischen und finanziellen AufvJand (Pro­

grarnmierung) erfordern~ Eine Schätzung derPensionsver­

sicherungsanstalt der Bauern laßt vermuten, daß es sich 

um ungefähr L~oO bis 500 Personen handelt 0 Das sind rund 

ein Promille aller Ausgleichszulagenbeziehero 

Zu 7): 

Unter der Annahme,. daß die in Aussicht genommene Über-

t . ~'b +'1 gangsbestimmung derzeit für :.':'und 500 Personen vor eJ....l _a.L C 

"Järe, könnte der Mehraufwand für die sen P8rsoneTlJrreis mit 

rund 3 f1illionen S im Jahr geschätzt werden~ 
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